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Ein Mann, rund 100 Millionen Kuna 
und ein einziger Raum in einem pom-
pösen Jugendstil-Gebäude. So sah der 
Start der kroatischen Wissenschafts-
Förderorganisation (Hrvatska zaklada 
za znanost) vor ziemlich genau 20 Jah-
ren aus. Das Gebäude ist das ehemali-
ge Rathaus von Sušak, einem ehemals 
eigenständigen Stadtteil von Rijeka. 
Die 100 Millionen Kuna entsprachen 
100 Millionen Euro und wurden vom 
damaligen Forschungsminister des 
Landes zusammengekratzt. „Das war 
damals unheimlich viel Geld. Der Mi-
nister sagte: ‚Nimm es und bau die 
Förderorganisation auf‘“, erzählt Pro-
fessor Pero Lučin, PhD. Er ist Medizi-
ner. Heute hat er eine Professur an 
der Universität Rijeka, damals war 
er erst Vize-Rektor der Hochschule 
und dann eben auch erster Präsident 
der kroatischen Förderorganisati-
on, über die heute ein großer Teil der 
Forschungsförderung in Kroatien ab-
gewickelt wird. „Ich glaube, dass man 
mich gefragt hat, ob ich den Job ma-
chen will, weil ich mich immer zu Wort 

gemeldet habe, wenn es um die Frage 
ging, wie man Wissenschaft am besten  
finanziert“, witzelt er.

20 Jahre, das hört sich nach so viel Zeit 
an. Führt man sich jedoch vor Augen, 
dass die Deutsche Forschungsgemein-
schaft fünf Mal so alt ist, sind 20 Jahre 
nichts. Und wenn man weiß, dass mit 
der Gründung der Förderorganisation 
das komplette Finanzierungssystem 
von Bildung und Wissenschaft des 
Landes auf den Kopf gestellt wurde, 
wird klar: Was Lučin dort stemmen 
musste, war ein Mammut-Projekt. 
Denn Wettbewerb um Forschungs-
gelder gab es bis zu diesem Zeitpunkt 
in Kroatien nicht. Das Ministerium 
verteilte das Geld an die Universitä-
ten und an die Institute der Wissen-
schaftsakademie. „Wir mussten ganz 
von vorne anfangen. Die Organisation 
aufbauen, Förderrichtlinien festlegen 
und Programme entwerfen. Und wir 
mussten die Wissenschaftler dazu 
bringen, sich um diese Gelder zu be-
werben“, fasst Lučin zusammen. 

Kroatien gehört zu den sogenannten 
EU-13-Staaten, die der europäischen 
Union im Jahr 2004 beigetreten sind. 
Fast alle diese Staaten hatten mehr als 
ein halbes Jahrhundert Sozialismus 
hinter sich. Ihre Wissenschafts- und 
Bildungssysteme funktionierten kom-
plett anders als die der alten EU-Mit-
gliedsländer: Es gab vergleichsweise 
viele Forscher, vor allem Naturwissen-
schaftler und Ingenieure. Geforscht 
wurde vorrangig an den wissenschaft-
lichen Akademien und teilweise in In-
stituten, die bestimmten Ministerien 
nahestanden. An den Universitäten 
wurde nur gelehrt. Militär- und Welt-
raumforschung waren finanziell gut 
ausgestattet. Forschungsgelder wur-
den allerdings quasi nie im Wettbe-
werb vergeben. Die Geistes- und Sozi-
alwissenschaften hatten kaum einen 
Platz und waren zudem ideologischen 
Doktrinen unterworfen, was Spuren 
hinterließ. „Die Geisteswissenschaften 
haben sich von 55 Jahren totalitärem 
Regime immer noch nicht erholt. Bis 
heute gibt es kaum gute Anträge für 
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Die EU-13-Staaten hinken bei Forschung und Innovation den 
EU-15-Staaten hinterher. Ihre Politiker setzen auf Geld aus EU-Töpfen zur 
Lösung des Problems. Doch die Wissenschaftler wollen etwas anderes:  
an ihrer Leistung gemessen und ernst genommen werden
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Forschungsgelder aus diesen Wissen-
schaften“, berichtet Professor Dr. Ma-
ciej Żylicz, Direktor der Stiftung für Pol-
nische Wissenschaft (Fundacji na rzecz 
Nauki Polskiej), über sein Land. „Zum 
Beitrittszeitpunkt entsprach das For-
schungsbudget Polens ungefähr dem 
Budget von Stanford. Jetzt ist es drei 
Mal so groß, was immer noch sehr we-
nig ist.“

GRÖSSTE KLUFT IN DER WISSENSCHAFT

Die Hochschulen und Forschungsein-
richtungen der EU-13-Länder tun sich 
bis heute schwer damit, Anschluss zu 
finden. Nicht eine ihrer Universitäten 
taucht in den gängigen Universitätsran-
kings auf. In den Publikationsrankings 
belegen sie ebenfalls nur mittelmäßi-
ge Plätze. Beim European Innovation 
Scoreboard, dem Innovationsindex der 
Europäischen Kommission, mit dem sie 
die Entwicklung der Mitgliedsstaaten 
in Sachen Exzellenz in der Forschung 
und Innovationsfähigkeit beobachten 
will, werden die hintersten Ränge von 
EU-13-Staaten belegt. EU-Forschungs-
kommissarin Mariya Gabriel hat das 
Missverhältnis auf ihre Agenda gesetzt: 

„Die Kluft zwischen den einzelnen EU-

Ländern in Forschung und Innovation 
ist  größer als die Kluft bei allen ande-
ren Wirtschaftsindikatoren“, fasste sie 
kürzlich das Dilemma in einer Rede zu-
sammen. 

Im Brüsseler Jargon lautet der Fach-
begriff für die Problematik „EU-13-In-
novation-Gap“. Er wird verwendet, 
wenn es darum geht, die Unterschie-
de in Forschungs- und Technologie-
Leistungen zwischen den EU-15 und 
den EU-13-Staaten zu beschreiben, das 
schlechte Abschneiden der EU-13-Län-
der beim Einwerben von Mitteln aus 
dem Forschungsrahmenprogramm 
zu beklagen oder über fehlende oder 
mangelhafte Forschungsinfrastruk-
tur zu berichten. Die Historikerin Vee-
ra Mitzner, PhD, warnt vor einer sich 
selbst erfüllenden Prophezeihung: Der 
Begriff „Gap“, „Lücke“, habe die westeu-
ropäische Forschungspolitik schon in 
den Fünfzigerjahren geprägt. Damals 
war es der „technology gap“, der für die 
vermeintliche Rückständigkeit in Sa-
chen Forschung der Europäer im Ver-
gleich zu den USA stand, berichtet sie 
in ihrem kürzlich erschienenen Buch 

„European Union Research Policy. Con-
tested Origins“. Sie hält es für möglich, 

dass ein so aufgeladener Begriff wie 
der Innovation Gap nicht ohne Einfluss 
bleibt: „Zumindest für Frankreich hat 
die Forschung zeigen können, dass die-
ser Grundgedanke der Rückständigkeit 
die Forschungspolitik des Landes über 
Jahrzehnte geprägt hat. Unter anderem 
hat man sich auf die Suche nach weite-
ren Indizien für diese Rückständigkeit 
gemacht und hat die Rückständigkeit 
an den Begriff der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit gekoppelt.“

TEMPO DER ANPASSUNG ÜBERSCHÄTZT

Was die Anpassungen der Forschungs-
systeme der EU-13-Länder an die Sys-
teme der restlichen europäischen 
Union angeht, war man Anfang dieses 
Jahrhunderts ziemlich blauäugig, so 
Dr. Klaus Schuch vom Österreichischen 
Zentrum für Soziale Innovation: „Man 
ist davon ausgegangen, dass der Zugang 
der EU-13-Staaten zum Forschungsrah-
menprogramm und zum Europäischen 
Forschungsraum ausreichen würde, um 
Reformen in den Forschungssystemen 
dieser Staaten anzukurbeln. Das geht 
aber nicht so schnell. Eine Forschungs-
agenda zu entwickeln, Infrastruktur 
und institutionelle Rahmenbedingun-
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Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
Zielvereinbarung der Kommission mit ausgewählten einzelnen Ländern im Rahmen der Strategie Europa 2020 und tatsächliche Ausgaben 2018, 
in % des Bruttoinlandprodukts (BIP). | Weiße/graue Zahlen: Zielvereinbarung, schwarze Zahlen: tatsächliche Ausgaben
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Deutschland 8. 680. 000. 000

Großbritannien 7. 080. 000. 000

Frankreich 6. 460. 000. 000

Spanien 5. 350. 000. 000

Italien 4. 830. 000. 000

Niederlande 4. 510. 000. 000

Belgien 2. 920. 000. 000

Schweden 1. 970. 000. 000

Österreich 1. 640. 000. 000

Dänemark 1. 530. 000. 000

Griechenland 1. 420. 000. 000

Finnland 1. 320. 000. 000

Irland 1. 040. 000. 000

Portugal  974. 480. 000

Polen  636. 710. 000

Tschechien  437. 210. 000

Ungarn  328. 690. 000

Slowenien  326. 230. 000

Zypern  268. 810. 000

Rumänien  241. 790. 000

Estland  224. 710. 000

Luxemburg  168. 780. 000

Bulgarien  137. 560. 000

Slowakei  123. 470. 000

Kroatien  114. 660. 000

Lettland  92. 680. 000

Litauen  80. 680. 000

Malta  31. 000. 000
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gen aufzubauen, Leute anzuwerben, das 
braucht alles Zeit.“ 

Eine aktuelle Studie des Europäischen 
Parlaments (Exploring the performance 
gap in EU Framework Programmes bet-
ween EU13 and EU15 Member States) 
untersuchte die Einbindung in Netz-
werke: Die Forscher analysierten, wie 
stark Wissenschaftler aus EU-13-Staa-
ten mit denjenigen 15 Organisationen 
kooperierten, die für sich alleine mehr 
als die Hälfte des EU-Forschungsbud-
gets einwerben konnten. Das Ergebnis: 
Wissenschaftler aus EU-13-Länder sind 
deutlich schlechter in dieses Netzwerk 
eingebunden.

Klaus Schuch, der viel zur Innovations-
fähigkeit der EU-Staaten geforscht und 

den Innovationsindex der Kommission 
mitentwickelt hat, sagt: „Alle EU-13-Staa-
ten schneiden beim European Innovati-
on Scoreboard deutlich schlechter ab 
als die EU-15-Staaten, aber es gibt große 
Unterschiede zwischen den Ländern.“ 
Die Sorgenkinder sind Bulgarien und 
Rumänien, die, so Schuch, „schwer vom 
Fleck kommen“. Sie stehen in Forschung 
wie auch Industrie schlecht da. Zypern 
dagegen schneidet beim Einwerben 
von EU-Forschungsgeldern ganz gut 
ab. „Das Land zeichnet sich durch eine 
wissenschaftliche Exzellenz aus, die im 
europäischen Durchschnitt liegt, und 
ist daher besser aufgestellt ist als die 
meisten anderen EU-13, vor allem, was 
das Einwerben von Grants des Euro-
pean Research Councils angeht“, erklärt 
Schuch. Die Zyprioten seien auch besser 

in wissenschaftliche Netzwerke einge-
bunden und profitierten davon, dass 
sie Englisch als Verkehrssprache haben. 
Benachteiligt sei Zypern, weil es relativ 
wenig an angewandter Forschung in-
teressierte Industrie habe. Genau der 
umgekehrte Fall ist die Slowakei, sie 
hat relativ viel Industrie, aber das For-
schungssystem ist schlecht entwickelt.  
Estland und Slowenien gelten als die 
Musterschüler: Sie haben sowohl In-
dustrie als auch ein gut entwickeltes 
Forschungssystem, was sich ebenfalls 
beim Einwerben von EU-Forschungs-
mitteln positiv bemerkbar macht. 

Schenkt man den Politikern der EU-13 
Gehör, dann ist mehr Geld die einzige 
Lösung des Problems – zum Beispiel, 
um Forschungsin-frastruktur aufzu-

Was die EU-Länder aus dem 
Forschungsrahmenprogramm
Horizon 2020 bisher erhalten haben
in Euro
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bauen. Forschungskommissarin Gabriel will über neue Rege-
lungen im Europäischen Forschungsraum den betroffenen 
Staaten unter die Arme greifen. So dürfen die Mitgliedsstaa-
ten ab dem kommenden Jahr bis zu fünf Prozent ihrer Struk-
turfonds für Forschungs- und Innovationsprojekte ausgeben, 
die den Exzellenzstandards von Horizon Europe entsprechen, 
jedoch aufgrund des starken Wettbewerbs bei der Mittelver-
gabe leer ausgegangen sind. Zudem hat man sich schon im 
vergangenen Jahr darauf geeinigt, 3,3 Prozent des zukünfti-
gen Rahmenprogramms Horizon Europe in das sogenannte 

„widening programme” zu investieren, das darauf abzielt, die 
Forschung in den EU-13-Ländern zu stärken.

Die pauschale Forderung nach mehr Geld findet Schuch je-
doch problematisch: „Diese Länder erhalten viel Geld aus 
dem Strukturfond und diese Mittel sind auch dafür da, Inno-
vationssysteme zu verbessern. Man muss sie nur dafür auch 
nutzen. Viele Länder müssen auch erst einmal Hausaufgaben 
machen. ihre nationalen Ausgaben für Forschung steigern, 
Korruption bekämpfen und den Forschern bessere Gehälter 
zahlen.“ 

WISSENSCHAFTLER ARBEITEN AN REFORMEN

Auf politischer Ebene ist der Ton häufig kompromisslos und 
verallgemeinernd. Wer jedoch in der Wissenschaftsgemein-
schaft nachfragt, trifft auf Menschen, die sich nicht in die 
Rolle der vermeintlich Abgehängten drängen lassen wollen, 
sondern daran arbeiten, ihre Wissenschaftssysteme zu re-
formieren und ihre Forschung voranzutreiben. Lučin, der die 

kroatische Förderorganisation groß gemacht hat, ist so ein 
Mensch. Żylicz, der neben seiner Tätigkeit als Direktor der 
polnischen Förderorganisation erfolgreich in Warschau ein 
renommiertes Forschungszentrum für Molekular- und Zell-
biologie aufgebaut hat, ebenfalls. Er berichtet vom Aufbau 
seines Forschungsinstituts: „Wir haben uns ganz und gar auf 
das Anwerben von Drittmitteln gestürzt, vor allem auf Mit-
tel aus dem EU-Forschungsrahmenprogramm, ERC Grants 
und andere Mittel, und waren damit so erfolgreich, dass 
wir am Ende unsere Forschung zu 70 Prozent über Drittmit-
tel finanzierten. Ich habe das damals stolz dem damaligen 
Präsidenten der Max-Planck-Gesellschaft Peter Gruss er-
zählt. Der schlug die Hände über dem Kopf zusammen und 
sagte: ‚In so einem Institut will doch keiner arbeiten. Die 
besten Wissenschaftler wollen Kontinuität und Stabilität’.  
Damit hatte er recht.“ Żylicz versucht nun, diesen Rat nicht 
nur für sein Institut, sondern für ganz Polen umzusetzen. 
Wenn es nach ihm geht, soll die Hälfte der Forschungsgel-
der als Grundfinanzierung bereitgestellt werden, die andere 
Hälfte als Drittmittel. Als ein grundsätzliches Problem in der 
polnischen Forschungslandschaft sieht er aber weniger das 
Vergabesystem, sondern die fehlende Kompetenz der Verwal-
tungen der Forschungseinrichtungen in Sachen Akquise und 
Verwaltung von Drittmitteln.
 
Der Kroate Lučin sieht das ähnlich: „In vielen Einrichtungen 
weiß man einfach überhaupt nicht, wie man Drittmittel be-
antragt.“ Eine Einmischung durch die Politik will er jedoch auf 
gar keinen Fall: „Ich bin dagegen, dass Politik darüber ent-
scheidet, wie Forschungsgelder vergeben werden. Polen ist in 

Es ist eine große Idee: Ein Binnenmarkt der Forschung, in 
dem das Wissen genauso frei zirkuliert wie Waren, Men-
schen und Dienstleistungen. Wissenschaftler können prob-
lemlos mal in dem einen, mal in dem anderen Land arbeiten. 
Die Mitgliedsstaaten koordinieren ihre Forschungsaktivitä-
ten. Diese Idee eines Europäischen Forschungsraum (EFR) 
ist im letzten Jahrzehnt des vergangenen Jahrhunderts ent-
standen, festgeschrieben wurde er erstmals im Vertrag von 
Lissabon im Jahr 2000. 

Doch viel passiert ist seitdem nicht. Noch nicht einmal das 
einzige konkrete Ziel, alle EU-Staaten dazu zu bringen, drei 
Prozent ihres Bruttoinlandsproduktes in Forschung und 
Entwicklung zu investieren, wurde erreicht – zur Zeit liegt 
der EU-Durchschnitt bei 2,19 Prozent. Die deutsche Regie-
rung schrieb sich für ihre Ratspräsidentschaft die Neu-
ausrichtung auf die Fahne. Ende September legte die EU-
Kommissarin für Forschung, Mariya Gabriel, Vorschläge für 
Maßnahmen vor, um vier strategische Ziele zu erreichen: 
Vorrangige Investitionen im Bereich grüne und digitale 
Transformation, besserer Zugang zu den exzellenten For-
schungsinfrastrukturen für alle EU-Forschenden, besserer 
Transfer von Forschungsergebnissen in die Wirtschaft und 
mehr Mobilität von Forschern, Wissen und Technologie. 

Neben vielen Ankündigungen von Unterstützung und För-
derung ist die einzig konkrete Forderung der Kommissarin 
an die Mitgliedsstaaten, die staatlichen Ausgaben für For-
schung und Entwicklung zu erhöhen, um nun doch endlich 
das Ziel der drei Prozent zu erreichen. Der deutsche Bun-
desrat hatte zuvor zu dem Vorschlag eine Stellungnahme 
veröffentlicht, die zumindest an einigen Stellen konkreter 
wurde: Die Länder forderten die Ausweitung des zuvor ein-
gestampften Rahmenprogramms auf 120 Milliarden Euro, 
hoben die Rolle der Hochschulen hervor und forderten für 
sie eine „langfristige strategische Förderung mit einem 
deutlich erhöhten Budget“. Sie wollten die europäischen 
und nationalen Mobilitätsprogramme stärker synchroni-
sieren und ein europäisches Netzwerk für Wissenschafts-
management schaffen. 

Die Bundesregierung hat beim Treffen der Wissenschafts-
minister am 20. Oktober 2020 zudem die politische Ebene 
thematisiert – sie veröffentlichte eine „Bonner Erklärung 
zur Forschungsfreiheit“ und warb um Unterzeichnung. Am 
27. November sollen im Rat für Wettbewerbsfähigkeit auf 
der Basis der Kommissionsvorschläge die sogenannten 
Ratsschlussfolgerungen beschlossen werden – das ist die 
politische Vereinbarung, wie es mit dem EFR weitergeht. 

DER EUROPÄISCHE FORSCHUNGSRAUM
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einigen Fachgebieten, wie zum Beispiel Physik, Mathematik 
und Informatik, ziemlich gut und da gewinnen wir auch im-
mer wieder ERC Grants. Ich würde mir wünschen, dass es viel 
mehr Exzellenz-Förderung im Rahmen von Horizon Europe 
gäbe, nicht nur beim ERC.“

Allerdings kämpfen viele EU-13-Staaten auch mit dem Brain-
drain, der Abwanderung qualifizierter Wissenschaftler. Bei-
spielsweise lebt fast jeder fünfte Rumäne im Ausland. Kroati-
en verliert jedes Jahr rund 16.000 Einwohner. Lučin sagt: „Wir 
haben derzeit nur zehn unterschiedliche Förderprogramme. 
Das reicht bei Weitem nicht. Aber Kroatien ist ein kleines 
Land, wir hätten schlichtweg nicht genug wissenschaftlichen 
Nachwuchs aus den eigenen Reihen, um Wettbewerb für mehr 
Programme zu schaffen.“ 

Doch auf ausländische Wissenschaftler zu hoffen, ist so eine 
Sache. Es würde sich wohl kein westeuropäischer Forscher 
mit einem südosteuropäischem Forschergehalt zufrieden-
geben. Als Anfang des Jahres Kroatien die EU-Ratspräsident-
schaft innehielt, schlug die kroatische Forschungsministerin 
Prof. Dr. Blaženka Divjak deshalb vor, zukünftig die abrechen-
baren Personalkosten bei dem EU-Förderprogramm Marie-
Sklodowska-Curie für alle EU-Länder zu vereinheitlichen. 
Doch der Vorstoß ist umstritten: „Warum sollten Länder, die 
ihren Forschern deutlich weniger Geld zahlen und deren Le-
benshaltungskosten deutlich geringer sind, trotzdem genau-
so viel EU-Gelder für Personalausgaben einstreichen dürfen?” 
fragt Schuch. Am Ende geht es aber vielleicht weniger um 
harte Fakten als darum, sich gegen die pauschale Zuschrei-
bung eines Begriffs zu wehren, der so viele negative Konno-

tationen mit sich trägt wie der Innovation Gap. Lučin macht 
sich und seinen Landsleuten Mut und formuliert es so: „Wir 
haben noch kein voll funktionierendes Forschungssystem, 
aber wir sind schon weit vorangeschritten.“ //

Mit dem Projekt European Light Infrastucture (ELI) will die 
EU nationale Forschungsinfrastruktur in Osteuropa wei-
terentwickeln und zugleich für mehr internationale Ver-
netzung sorgen: Für knapp 900 Millionen Euro baut sie 
drei hochmoderne Laserforschungsanlagen in Rumänien, 
Tschechien und Ungarn. Sie sollen anschließend interna-
tionalen Forschern offenstehen. Allerdings verschiebt sich 
in Rumänien die Fertigstellung, der Vertrag mit dem Bau-
konsortium wurde gekündigt. Infolgedessen haben die 
beiden anderen Länder Rumänien nicht in ihren Antrag 
aufgenommen, den sie bei der EU eingereicht haben, um 
Förderung für ein Europäisches Konsortium für Forschungs-
infrastruktur (ERIC) zu erhalten. ERIC soll, ähnlich wie das 
CERN, von mehreren Partner verwaltet werden, die sich die 
Betriebskosten teilen. Mit dem Ausschluss läuft Rumänien 
Gefahr, auf den Betriebskosten der Anlage sitzen zu bleiben, 
die mit rund 30 Millionen Euro pro Jahr beziffert werden.

LASERFORSCHUNG FÜR DIE 
INFRASTRUKTUR
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